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n ha bet: 


Das Gebührenäquivalent oder die Steuer auf das Vermögen der 
todten Hand. Von Theodor Eglauer. III (Kortfegung und Schluß.) 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Gewerbeinhaber (Gewerkſchaften, Fabriken u. dgl.) dürfen zur Deckung der Schul— 
den, welche ihre Arbeiter bei dem auf eigene Rechnung arbeitenden Werks. 
reſtaurateur contrahirt haben, keine Lohnabzüge machen, auch in dem Falle 
nicht, wo der betreffende Arbeiter ſelbſt dem Gewerbeinhaber geſtattet haben 
ſollte, bis zur Tilgung der eingegangenen Schuld ihm regelmäßig beſtimmte 
Beträge vom Lohne zurückzubehalten und ſodann an den Werksreſtaurateur 
abzuführen. Zum 8 78 der Gewerbenovelle vom 8. März 1885, R G. Bl 
Nr. 22.) 

Gefetze und Verordnungen. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Daus Gebührenäguinalent oder die Steuer auf das 
Uermügen der todten Hand. 
Von Theodor Eglauer. 
II. (Fortſetzung und Schluß.) 


In Nummer 51 des vorigen Jahrganges dieſer Zeitſchrift wurden 
bereits der Charakter der Erbſchaftsſteuer (als Vermögensſteuer in 
der Form einer Anfallsſteuer), deren Function im Steuerſyſtem (als 


eine die Mängel der übrigen Beſteuerung ausgleichende Abgabe “) und 


ihre beſonderen Eigenſchaften hervorgehoben, als da find: Allgemeinheit, 


Gleichmäßigkeit und Ergiebigkeit, Bequemlichkeit und Billigkeit ihrer 


Einhebung, ſowie deren Unabwälzbarkeit. Der Beſtimmtheit entbehrt 
dieſe Steuer auch nicht, und obgleich fie eine Vermögensſteuer iſt, kann 
dieſelbe dennoch ſo eingerichtet und abgegrenzt werden, daß das National— 
capital ihrer ungeachtet ungeſchmälert bleibt. Ebendieſelbe iſt endlich 
beweglich und vereinigt inſoferne die Vorzüge der indirecten Beſteuerung 
mit jenen der directen Steuern, als ſie einerſeits, dem Wachsthum des 
Volkswohlſtandes entsprechend, auch ohne Erhöhung der Steuerſätze, 
dem ſtets zunehmenden Staatsbedarfe gegenüber, von ſelbſt wachſende 
Einnahmen zur Verfügung ſtellt, anderſeits jedoch in Stagtsnothlagen 
eine Erhöhung durch außerordentliche Zuſchläge geſtattet, ohne daß eine 


ac) Dieſe functionelle Bedeutung der Erbſchaftsſteuer wird von Dr. Franz 
Berghoff⸗Iſing in feiner, übrigens wegen Bekämpfung der irrthümlichen 
Anſicht, als ob die Erbſchaftsſteuer ein Ausfluß des dem Staate vindieirten 
Miterbenrechtes an den privaten Verlaſſenſchaften wäre, dankenswerthen Schrift: 
„Das ſtaatliche Erbrecht und die Erbſchaftsſteuer“ leider verkannt und dieſelbe 
als „eine Steuer auf ein einmaliges Einkommen aus Erbſchaften“ erklärt. Trotz 
dieſer Auffaſſung verlangte der Verfaſſer „um der ausgleichenden Gerechtigkeit 
willen eine Steuer auf die außerhalb des Verkehres geſetzten Güter der todten 
Hand“ (Seite 34). Wir fragen ihn deshalb, wie er dazu komme, von Perſonen, 
wenn ſie auch kein „einmaliges Einkommen aus Erbſchaften“ beziehen, doch ein 
Aequwalent der Erbſchaftsſteuer zu fordern. 


Beeinträchtigung des Steuerertrages durch Verbrauchseinſchränkungen, 
wie bei den Conſumſteuern, zu befürchten wäre. “) 

Die Erbſchaftsſteuer entſpricht demnach allen oberſten Principien 
der Befteuerung oder kann ihnen wenigſtens gerecht werden; fie iſt 
deshalb faſt in allen Staaten Europas in mehr oder minder hohem 
Grade eingeführt, ſo auch bei uns in Oeſterreich (und Ungarn) unter 
dem Namen „Gebühren von unentgeltlichen Vermögensübertragungen 
von Todeswegen“. Doch werfen dieſe Gebühren von Erbſchaften und 
Vermachtniſſen unſerem Staatsſchatze nicht jenes Erträgniß ab, welches 
ſie im Verhältniſſe zu den Einnahmen aus dieſer Steuer in anderen 
Ländern 2) und ohne der Volkswirthſchaft empfindlichen Abbruch zu 
thun, zu liefern im Stande wären. 

Die Erbsgebühren ſind gegenwärtig nur ein ſehr beſcheidenes 


Glied im öſterreichiſchen Steuerſyſtem, deſſen Erträgniß ſich jährlich 


ungefähr auf neun (und einſchließlich des Gebührenäquivalentes auf 
circa eilf) Millionen Gulden belauft, während der jährliche Ertrag 


der directen Steuern nahezu 100 Millionen Gulden erreicht und jener der 


Verbrauchsſteuern (ohne die Zölle; mit mehr als 160 Millionen 
Gulden angenommen werden kann. ö 

Schuld an dem unbefriedigenden Reſultate der öſterreichiſchen Erb— 
ſchaftsſtener trägt vor Allem der Umſtand, daß nach dem öſterreichiſchen 
Gebührengeſetze 3°) Schenkungen beweglicher Sachen unter Lebenden hievon 
frei ſind, wenn über die Schenkung keine Rechtsurkunde errichtet wird 
und die Uebergabe der geſchenkten Sache vor dem Tode des Geſchenk— 
gebers erfolgt 

Auf Grund dieſer geſetzlichen Beſtimmung entſchlüpft der Erb— 
ſchaftsſtener nicht blos ein großer Theil der mobilen Verlaſſenſchafts⸗ 
werthe, namentlich Bargeld und Werthpapiere, auf legalem Wege, ſondern 
ein noch größerer Theil hievon durch Fingirung ſolcher Schenkungen 
kurz vor dem Tode des Erblaſſers an deſſen Umgebung. Eine ſtrenge 
Erfaſſung der Schenkungsgebühren nebſt wirkſamen Controlsmaßregeln 
gegen Verkleidung von Erbſchaften und Vermächtniſſen in Schenkungen 
unter Lebenden iſt demnach die vornehmfte Bedingung zur Sicherung 
eines dem Volkswohlſtande entſprechenden Erträgniſſes der Erbſchafts— 
ſteuer. 0) 

) Siehe Schall „Verkehr- und Erbſchaftſteuern“ in Schön berg's 
Handbuch der politiſchen Oekonomie, 2. Band. 

) So betrugen in England die Einnahmen hieraus (Teſtaments⸗ und 
Erbſteuer) pro 1870 80: 6,399.000 Pfund Sterling cirea 64 Millionen 
Gulden; in Frankreich 1869: 116,347.949 Francs; in Italien 1880 laut 
Voranſchlag: 26,000.000 Lire. (Schall a. a. O.) 

) Gemäß 8 4 des Geſetzes vom 13. December 1862, R. G. Bl. Nr. 89; 
ſiehe auch den Finanzminiſterialerlaß vom 7. Februar 1853, Z. 42.522. 

Schäffle, Grundſätze der Steuerpolitik, S. 512, ſchlägt als ſolche 
Steuercontrolsmittel vor: „Gebührenpflicht aller Schenkungen, wenn fie in Geld 
und Werthpapieren beſtehen oder ſonſt per Jahr x 1000 Mark überſteigen (2): 
ſtarke Hinterziehungsſtrafen in Geld; eidesſtattliche Erklärung aller Erben (nicht 
blos der Haupterben) über die Richtigkeit der Verlaſſenſchaftsangaben nach 
beſtem Wiſſen; ausdrückliche Einbeziehung der Erklärung jedes Erben über 
die Summe der während der letzten fünf Jahre empfangenen Geſchenke, eventuell 


Außer dieſem Mangel leidet die öſterreichiſche Erbſchaftsſteuer 
noch an folgenden zwei Gebrechen: zu niedrige Belaſtung der beweg⸗ 
lichen Verlaſſenſchaftswerthe und Unterlaſſung einer Steuerprogreſſion 
(recte Degreſſion) nach der Größe der Erbportionen. 3°) 

Ehe wir an die Formulirung poſitiver Vorſchläge zur Reſorm 
unſerer Erbſchaftsſteuer ſchreiten, ſei uns ein Rückblick auf den Ent⸗ 
wicklungsgang, den dieſelbe in Oeſterreich genommen hat, geſtattet. 


Eine Staatsabgabe von Verlaſſenſchaften exiſtirt in Oeſterreich 
ſeit dem Patente der Kaiſerin Maria Thereſia vom 6. Juni 1759, 36) 
zufolge deſſen von allen Verlaſſenſchaften eine Beſitzänderungsgebühr 
unter dem Namen „Erbſteuer“ eingehoben wurde, die im Allgemeinen 
zehn Percent, bei unterthänigen Perſonen, welche ſchon mit dem 
Laudeminum 37) oder mit anderen herrſchaftlichen Abgaben belaſtet waren, 
aber nur fünf Perceut vom Werthe des Nachlaßvermögens betrug. 
Kirchliche Pfründen und Klöſter entrichteten au deren Stelle ein Erbſteuer— 
Aequivalent von jährlich zwei, reſpective vier Percent ihrer reinen 
Einkünfte. 

Die Erbſteuer (nebſt Aequivalent) war urſprünglich zur Tilgung 
der Staatsſchulden beſtimmt, demnach eine außerordentliche Steuer; 
dieſelbe wurde nach Hauer 3°) unter den verſchiedenen Vorſchlägen zu 
einer neuen Steuer deshalb auserwählt, weil durch ſie „die Armen 
niemals, die Vermöglichen aber nur dermalen zu einer Abgabe verhalten 
werden, wenn ihnen ſozuſagen ein unvermuthetes Glück zuſtößt und 
fie zu einer ſremdeu erträglichen Erbſchaft gelangen.“ 

Neben der Erbſteuer beſtand das ſogenannte Mortuarium lauch 
Todtenpfundgeld, Todfallsfreigeld oder Sterbtaxe genannt), welches in 
den einzelnen Kronländern bald erhöht, bald ermäßigt, vorübergehend 
auch ganz aufgehoben wurde (4. B. in Tirol 1792); vor dem Jahre 
1840 betrug die laudesfürſtliche Sterbtage 1 Percent vom unbeweg— 
lichen und 12. Percent vom beweglichen Nachlaſſe. “) 

Unter Umſtäuden nämlich von den in's Ausland wandernden Ver— 
laſſenſchaften. wurde anſtatt der Erbſtener das übrigens im gleichen 
Ausmaße feſtgeſetzte (laudesfürſtliche) Abfahrtsgeld eingehoben. “) 

Zufolge des Stempelpatents vom 27. Jänner 1840 (J. G. S. 
Nr. 404) trat an Stelle dieſer Abgaben eine Ver laſſenſchafts gebühr 
im durchſchnittlichen Ausmaße von 2, Percent. Dieſe Scalaſtempel⸗ 
gebühr bedeutete einen Rückſchritt in der Erbſchaftsbeſteuerung gegen— 
über den früheren Percentualabgaben, wenngleich dieſelben zu wenig 


Nachverſteuerung der nicht vergebührten Schenkungsbeträge zum 1! fachen 


Satze; Anfechtbarkeit (ſeitens der Miterben) aller bis drei Monate nach dem Tode 
des Schenkers nicht verſteuerten Schenkungen aus den letzten fünf Lebensjahren 
des Schenkers auf die Zeit von vier Jahren nach dem Tode; ſolidariſche Haftung 
aller Miterben für die Erbſchaftsgebührenentrichtung; Verantwortlichkeit der Rechts- 
polizeibehörden für doloſes und fahrläſſiges Entſchlüpfenlaſſen ſteuerpflichtiger 
Schenkungen und Erbportionen; Entdeckerantheile au den Hinterziehungsſtrafen 
für die Anzeigenden, einſchließlich der Rechtspolizeibehörden.“ 

% Vgl. Schäffle, Grundſätze der Steuerpolitik, S. 511, und Berghoff— 
Iſing, Das ſtaatliche Erbrecht und die Erbſchaftsſteuer, S 33; dieſe beiden 
Schriftſteller ſtimmen in ihren Reformanträgen diesfalls nicht vollitändig überein. 
Wie Letzterer richtig bemerkt, iſt „kein Grund vorhanden, den zufolge Teſtament 
Erbenden niedriger als den Juteſtaterben zu beſtenern und ungekehrt.“ Erſteres 
geſchieht in England, wo die Gebühr für Beſtätigung von Teſtamenten 1',—3 
Percent, jene für die Ermächtigung zur Beſitznahme eines Inteſtatsnachlaſſes 
hingegen 3—4 Perceut beträgt. 

56) Kropatſchek: Therefianiſche Geſetzſaammlung, 3. Band, Seite 526 
(republicirt am 20. März 1760, 18. März 1765, ſowie 29. Marz 1784, endlich 


am 15. October 1810, Juſtizgeſetzſaammlung Nr. 914, für Tirol am 1. December 
1785, für Galizien am 31. Anguſt 1786 kundgemacht). Siehe anch „Die Erbſteuer“ 


von Dr. Joſ. Lin den (Wien 1829), dann „Das Erbſteuerpatent vom 15. De- 
tober 1810 nebſt Nachträgen“ von Vinc. Falk (Prag 1836), ſowie Dr. C. A. 
Ullepitſch (Laibach 1839). 
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) Siehe Caj. Wanggo: Verſuch einer Abhandlung von dem Bezuge 


der Laudemien in den deutſchen Erbländern der öſterreichiſchen Monarchie mit 


Rückſicht auf das allg. bürg. Geſetzbuch. Graz 1815; ſowie Joſ. Felber: Von 


den im Herzogthume Salzburg beſtehenden Anlait- und Laudemialrechten (in der 
Zeitſchrift „Juriſt“, IX. Jahrgang, Das Laudemium war eine aus dem 
römiſchen Rechte hergeleitete Beſitzveränderungsgebühr von unterthänigen Realitäten 
und das Vorbild unſerer heutigen Gebühren von Vermögensübertragungen unter 
Lebenden. 

) Beiträge zur Geſchichte 
Seite 56. 

) Siehe A. v. Kremer: Darſtellung des Mortuars in der öſterreichiſchen 
Monarchie (Zeitſchrift für öſterreichiſche Rechtsgelehrſamkeit 1826, I, S. 338 
345), ſowie Dr. Karl Schindler: Ueber das Todfallfreigeld in den drei alten 
Kreiſen des Landes ob der Euns (in derſelben Zeitſchrift, 1844, I, S. 173— 192). 

20) Siehe Dr. C. A. Ullepitſch: Das Mortuar, das Abfahrtsgeld und 
der Schulbeitrag in den Provinzen der öſterreichiſchen Monarchie. Laibach 1841. 


der öſterreichiſchen Finanzen. Wien 1848, 


gabe der G 


abgeſtuſt waren und gleichfalls keine Rückſicht auf den Verwandtſchafts⸗ 
grad zwiſchen dem Erblaſſer und Erben nahmen; ſie wurde aber bald 
wieder durch das Geſetz vom 9. Februar 1850, R. G. Bl. Nr. 50, 
aufgehoben, welches in der Tariſpoſt 106, lit. B zur Percentual⸗ 
abgabe zurückkehrte und eine Abſtufung der Erbsgebühren nach Verwandt⸗ 
ſchaftsgraden (1, beziehungsweiſe 4 und 8 Percent) einführte. 

Wie bereits erwähnt, ) wurde die Erbsgebühr in den Motiven 
zum obeitirten Gebührengeſetze mit dem Hinweiſe darauf begründet, 
daß Erbſchaften und Vermächtniſſe „nur durch Hilfe des Staates“ er⸗ 
worben werden können, und zwar „ohne eine Gegenleiſtung“. 


Außer den gedachten Gebühren von dem reinen Verlaſſenſchafts⸗ 
vermögen wird vom Bruttowerthe der hiezu gehörigen unbeweglichen 
Sachen ein 1’ epercentiger Zuſchlag gefordert, welcher an und für ſich 
auf derſelben rationellen Grundlage, wie die in der Tarifpoſt 45 lit. B 
des Gebührengeſetzes im gleichen Ausmaße feſtgeſetzte Gebühr für die 
Eintragung des unbeweglichen Eigenthums in die öffentlichen Bücher, 
nämlich auf dem Principe „Leiſtung um Gegenleiſtung“ beruht. 

Dieſe Beſtimmungen des eitirten Gebührengeſetzes gelten noch 
heutzutage und ſind blos durch den mit kaiſerlicher Verordnung vom 
17. Mai 1859, R. G. Bl. Nr. 89, eingeführten und durch das 
Geſetz vom 13. December 1862, R. G. Bl. Nr. 9, auf 25 Percent 
erhöhten außerordentlichen Zuſchlag zu den voraufgeführten Percentual— 
gebühren alterirt worden. 

Leider wurden zufolge der kaiſerlichen Verorduung vom 19. März 
1853, R. G. Bl. Nr. 53, die Erbsgebühren inſoferne mit d 
Gebühren von Vermögensübertragungen unter Lebenden verquickt, als 
nach § 3 dieſer Verordnung von dem nicht unentgeltlich über: 
tragenen Werthe der unbeweglichen Beſtandtheile der Verlaſſenſchaft 
(von welchem die 1, reſpectibe 4. oder Spercentige Erbsgebühr eben 
nicht entrichtet wird) deren Erwerber, mit Ausnahme der Eltern, 
Kinder und des überlebenden Ehegatten des Erblaſſers, nicht wie bei 
Schenkungen 1’, Percent, ſondern wie bei Käufen 31, Percent zu 
entrichten hat. Und überſteigt der Geſammtbetrag der vom Erben über— 
nommenen Laſten den Werth der Verlaſſenſchaftsactiven, ſo iſt eine 
unentgeltliche Vermögensübertragung im Sinne des Gebührengeſetzes 
gar nicht vorhanden und die Vermögensübertragung, obgleich von Todes- 
wegen, gemäß der Miniſterialverordnung vom 18. Jänner 1855, R. G. Bl. 
Nr. 16, nach den Beſtimmungen für entgeltliche Vermögensüber— 
tragungen (unter Lebenden) zu behandeln. 2) 

Gegenwärtig wird ſomit nach ſtrengem Rechte von überſchuldeten 
Verlaſſenſchaftsrealitäten eine Vermögensübertragungsgebühr von 31, 
Percent nebſt 25percentigem außerordentlichen Zuſchlage, d. i. alſo von 
zuſammen 4 Percent eingehoben, 8) jo daß der verſchuldete Grund— 
beſitz unnöthigerweiſe noch mehr verſchuldet und schließlich exequrt 
wird, wobei dem Staate abermals eine Beſitzwechſelabgabe entrichtet 
werden muß, während ſelbſt die reichſten, ſteuerkräftigſten Capitaliſten— 
familien anläßlich des Erbanfalls mobiler Werthe an die Eltern, Kinder 
oder den überlebenden Ehegatten blos 11. Percent hievon an den 
Staatsſchatz zahlen, vorausgeſetzt, daß es ihnen nicht etwa gelingt, dieſe 
Werthe der Erbſchaftsſteuer gänzlich zu entziehen. 

Dies iſt, nationalökonomiſch betrachtet, der wundeſte Punkt 
unſerer Verlaſſenſchaftsbeſteuerung, welcher den Niedergang des Klein— 
grundbeſitzes zur unausweichlichen Folge hat. In dieſer Einſicht wurde 
in dem jüngſten Entwurfe einer Gebührennovelle folgende Abänderung 
der Beſtimmungen der kaiſerlichen Verordnung vom 19. März 1853 
beantragt: “) 

„Die Uebertragungen des Eigenthumsrechtes, des Fruchtgenuſſes 


4) Siehe Nr. 51 des vorigen Jahrganges dieſer Zeitſchrift, Note 5. 

42), Nach dem Finanzminiſterialerlaſſe vom 23. Auguſt 1855, 3. 13.660, 
ſind hievon allerdings die Kinder, Eltern und der überlebende Ehegatte des Erb⸗ 
laſſers ausgenommen; allein dieſe Verordnung wird als nicht rechtsverbindlich 
kundgemacht nicht mehr anerkannt, gleichwie ſie auch in der neuen officiellen Aus- 
ebührenvorſchriften vom Jahre 1886 nicht mehr aufgenommen erſcheint. 

46) Von den zu einer überſchuldeten Verlaſſenſchaft gehörigen Mobilien 
wird ebenfalls wie bei Käufen die Stempelgebühr nach Scala III, von hiezu 
gehörigen Schuldforderungen mit Ausnahme von Geld und Inhaberpapieren) 
eine ſolche nach Scala II, wie bei Ceſſionen, eingehoben. 25 

44) Siehe § 6 der Regierungsvorlage: „Geſetz, durch welches einige geſetz⸗ 
liche Beſtimmungen über die Stempel- und unmittelbaren Gebühren abgeändert 
werden“ (Nr. 301 der Beilagen zu den ſtenographiſchen Protokollen des Ab⸗ 


geordnetenhauſes, IX. Sefiton). 


r 


oder des Gebrauchsrechtes an Bauerngütern ) von Eltern an eheliche 
oder uneheliche Kinder oder deren Nachkommen, an die mit ihren 
Kindern die Ehe eingehenden oder durch dieſelbe ſchon verbundenen 
Perſonen ſowie von Stiefeltern an Stiefkinder oder von Wahleltern an 
Wahlkinder unterliegen der Gebühr von 1 Percent ſammt Zuſchlag 
vom Werthe der übertragenen Liegenſchaft ohne Unterſchied, ob die 
Uebertragung entgeltlich oder ganz oder theilweiſe unentgeltlich, unter 
Lebenden oder von To deswegen erfolgt. 

Wird der Werth der übertragenen Liegenſchaft durch die von 
dem Erwerber übernommenen Gegenleiſtungen wozu auch übernommene 
Paſſiven, Legate, Hinauszahlungen an die Miterben zu rechnen ſind, 
nicht erſchöpft, ſo unterliegt außerdem die Uebertragung der Gebühr von 
1 Percent ſammt Zuſchlag von dem unentgeltlich erworbenen Werthbetrage. 

Wenn der Werth des Bauerngutes, welches den Gegenſtand einer 
ſolchen Uebertragung bildet, den Betrag von 1000 fl nicht erreicht, 
und zugleich das geſammte Vermögen, welches in der Veräußerung oder 
Verlaſſenſchaft inbegriffen iſt, den Werth von 1000 fl. nicht überſteigt, 
jo iſt die 1! gpercentige Gebühr nur zur Hälfte zu entrichten.“ *%) 

Das Object der Erbſchaftsſteuer iſt und muß bleiben der Werth 
des ceinen Nachlaßvermögens, und zwar ohne Unterſchied zwiſchen 
beweglichen und unbeweglichen Vermögensbeſtandtheilen. Für die höhere 
Bela tung der beweglichen Verlaſſenſchaftsſachen ſcheint zwar der von 
Schäffler) hervorgehobene Umstand zu ſprechen, daß dieſe Gegenſtände 
zeitlebens ihres Beſitzers viel leichter der directen Beſteuerung ent— 
ſchlüpfen, als das unbewegliche Beſitzthum desſelben. Allein das in 
Realitäten ſteckende Capital zeugt, einmal gegeben, von ebenſolcher 
Steuerkraft, wie das in gleicher Werthshöhe angeſammelte bewegliche 
Capital; auch würde es dem Erblaſſer keineswegs ſchwer fallen, das 
von ihm — Zeit ſeines Lebens nehmen wir an — gänzlich unbeirrt 
von irgend einer Steuer angeſammelte bewegliche Vermögen noch vor 
ſeinem Tode in Realitäten umzuwandeln, und zwar ohne daß er ſelbſt 
die Kaufsgebühren zu tragen hätte (man denke an Nothverkäufe); die 
Realſteuerlaſt aber hatte er im letzteren Falle, wie Schäffle ſelbſt 
anerkennt, s) ſchon im Voraus in dem entſprechend minderen Kaufpreiſe 
„amortiſirt“. 

Iſt der Nachlaß überſchuldet, ſo ſoll nach dem oben aus— 
geiprochenen Grundſatze nicht nur keine Erbſchaftsſteuer gefordert wer— 
den, ſondern von den erbenden Kindern und allenfalls dem überlebenden 
Ehegatten blos eine angemeſſene Gebühr für die Eintragung der 
Devolution von zur Verlaſſenſchaft gehörigen unbeweglichen Sachen in 
die öffentlichen Bücher, von auderen Verwandten bis zu einem gewiſſen 
Verwandtſchaftsgrade aber, ſowie von den Teſtamentserben eine Ueber— 
tragungsgebühr vom Schätzungswerthe der paſſiv übernommenen 
Realitaten und nur von anderen eine überſchuldete Erbſchaft antreten— 
den Perſonen die Uebertragungsgebühr (inter vivo) von der Summe 
der hiebei übernommenen Leiſtungen eingehoben werden. 

Im Uebrigen ſoll die Erbſchaftsſteuer aus Rückſicht für die 
Volkswirthſchaft derart eingerichtet werden, daß das hinterlaſſene Capital 
hiedurch nicht weſentlich vermindert, ſondern lediglich das Einkommen 
aus demſelben den Erben auf einige Zeit zu Gunſten des Staats— 
ſchatzes geſchmälert werde. Daher wird es ſich einerſeits empfehlen, 
zur Zahlung der Erbſchaftsſteuer eine angemeſſene Friſt oder Raten— 
zahlungen zu gewähren, insbeſondere bezüglich der Steuer von Reali— 


) Hiebei find als Bauerngüter „ſolche der Laudwirthſchaft gewid⸗ 
mete Liegenſchaften anzuſehen, welche von dem Eigenthümer und deſſen Familie 
ſelbſt, mit oder ohne Beihilfe von Dienſtboten, bearbeitet werden“. Obiger Be⸗ 
günſtigung dürften mit der Zeit wohl auch die Familienwohuhäuſer kleiner 
Bürgerslente und Arbeiter theilhaftig werden. 

Nach dem Schlußſatze dieſes Paragraphen der obgedachten Gebühren- 
novelle bleiben die in Folge der A. h. Entſchließung vom 11. Janner 1860 
für Tirol und Vorarlberg geltenden beſonderen Beſtimmungen hiedurch unberührt. 
In dieſen beiden Ländern wurde nämlich in Anbetracht der dort herrſchenden 
Unverhältnißmäßig hohen Güterpreiſe ausnahmsweiſe geſtattet, daß „von allen 
bäuerlichen Beſitzungen und Grundſtücken, deren Werth 4000 fl. nicht überſteigt, 
bei Uebertragungen unter Lebenden und von Todeswegen nur die Hälfte des 
Werthes der Gebührenbemeſſung zu Grunde zu legen iſt“ (Nr. 2 des Landes⸗ 
geſetz und Verordnungsblattes ex 1860), und zwar nicht allein hinſichtlich der 
1 und 31 percentigen Immobiliargebühren, ſondern auch bezüglich der 1, 4- 
oder Spercentigen Schenkungsgebühren. Siehe die Finanzminiſterialerläſſe vom 
4. April 1860, 3. 19.023, 10. Mai 1860, 3. 20.772, 11. Mat 1860, Z. 24.601, 
und 13. December 1860, Z. 62.498, welche alle in der Innsbrucker Beilage 
zum F. M-Verordnungsblatte ex 1860 enthalten find.) 

) Grundſätze der Steuerpolitik, Seite 511. 

+3, Ebenda, Seite 182. 


täten und allen nicht direct flüſſigen Verlaſſenſchaftsgegenſtänden, um 
ſo den Erben und Legataren die Möglichkeit zu bieten, dieſelbe aus dem 


Ertrage der Erbſchaft, beziehungsweiſe des Vermächtniſſes zu zahlen, 


ohne daß ſie genöthigt wären, hiezu Schulden aufzunehmen oder zu 
einer theilweiſen Veräußerung zu ſchreiten. ““) 

Anderſeits folgt hieraus, daß die Erbſchaftsſteuer den Erben 
und Legataren nach der Größe ihrer Erbtheile, reſpective Vermächtniſſe 
auferlegt werden ſoll. Dieſelbe nach Schäffle's Vorſchlag se) in zwei 
verſchiedenartige Gebühren zu zerlegen, in eine indirecte Nachſteuer auf 
die vergangenen, nunmehr ſichtbar werdenden Capitaliſirungen und 
Steuerbefreiungen des Erblaſſers (vom Verfaſſer „Erbmaſſengebühr“ 
genannt) und in eine zugleich ergänzende und individnaliſirende 
Beſteuerung des Erben für die durch feine Erbportion bewirkte Er⸗ 
höhung der Steuerkraft (von ihm „Erdengebühr, genannt) erſcheint 
mir zum Mindeſten überflüſſig, weil die Erbſchaftsſteuer, die Vereinigung 
dieſer zwei Gebühren, nicht etwa theils aus der Verlaſſenſchaftsmaſſe 
(hereiitas jacens), theils von den Erben und Legataren entrichtet, 
ſondern ſelbſtverſtändlich zur Gänze aus dem Nachlaßvermögen oder 
den Einkünften hieraus gedeckt wird. 

Iſt die Nachlaßmaſſe groß, ſo ſind es in der Regel auch die 
Erbtheile und Vermächtniſſe: großen Capitalsanſammlungen ſeitens des 
Erblaſſers (als Grund der Erbmaſſengebühr) entſprechen demnach auch 
außerordentlicher Vermögenszuwachs und erhöhte individuelle Stener- 
kraft beim Erben (als Gründe für die Erbengebühr). Sollte jedoch ein 
Erblaſſer ausnahmsweiſe ſein Vermögen in ſehr viele verſchiedenen 
Perſouen zufallende Vermächtniſſe zerſplittert haben, fo hat er ja bereits 
das gethan, was die Erbſchaftsſteuer ſchließlich auch bezweckt, nämlich 
feine Güter unter das Volk vertheilt u d viele, neue Steuerkräfte 
geſchaffen; denn man überſehe nicht die große Bedeutung einer breiten, 
im Volke möglichſt gleichmäßig angeordneten Gütervertheilung für das 
Steuerweſen. ö) 

Mit Rückſicht auf das Familienrecht der eiviliſirten Staaten über— 
haupt und dasjenige Oeſterreichs insbeſondere haben wir noch einen 
weiteren, auf die Vertheilung wichtigen Factor hervorzuheben, das iſt 
den Verwandtſchaftsgrad des Erben oder Legatars zum Erblaſſer. 
Der Staat hat ein großes Intereſſe an der Erhaltung und Förderung 
der wirthſchaftlichen Exiſtenz der Familie. Sowie er dieſer Tendenz im 
Inteſtat- und teſtamentariſchen Erbrechte folgt, ſo muß er ihr auch in 
der Einrichtung der Erbſchaftsſteuer gerecht werden. Auch darf nicht 
verkannt werden, daß, wie Berghoff-Iſing fo hübſch ausführt, “) 
die wirthſchaftliche Lage der zur Familie des Erblaſſers gehörigen Per— 


ſouen in Folge der Beerbung desſelben keineswegs hinſichtlich des geſamm— 


ten Einkommens aus dem Nachlaſſe verbeſſert wird, indem ſie hieran 
mehr oder weniger, je nachdem ſie dem Erblaſſer nahe geſtanden ſind, 


ſchon früher participirt haben und nunmehr blos das völlig freie Ver— 


fügungsrecht hierüber erhalten. Es iſt deshalb nur eine Forderung der 
Gerechtigkeit, daß die Erbſchaftsſteuer deſto niedriger gehalten werde, 


je näher der Erbe oder Legatar dem Erblaſſer verwandt war. Ja bei 


ganz unbedeutenden Erbſchaften ſollten die allernächſten Angehörigen des 
Erblaſſers (Kinder, Eltern und allenfalls der überlebende Ehegatte), 


zumal wenn fie unverſorgt, beziehungsweiſe erwerbsunfähig ſind, von 


derſelben gänzlich frei bleiben. Dieſen Grundſätzen entſpricht uuſer 
Gebührengeſetz jo ziemlich vollkommen; nur ſpricht gegen die Beſtim— 
mung desſelben 3) daß Verlaſſenſchaften im Bruttowerthe von 50 fl. 
an die Kinder, Eltern und den überlebenden Ehegatten gebührenfrei 
überlaſſen werden, das einzige Bedenken, daß ſolche Verlaſſenſchaften 
auch vermöglichen Angehörigen des ſie Hinterlaſſenden anfallen können. 


Darum läßt ſich die Steuerfreiheit ganz kleiner Erbſchaften, Erbtheile 


und Vermächtniſſe allgemein im Voraus nur ſehr ſchwer beſtimmen und 
dürfte vielmehr anzurathen ſein, die Eutſcheidung hierüber im concreten 
Falle unter den gehörigen Vorſichten ſowohl gegen mißbräuchliche Ausdeh— 
nung als geſetzwidrige Einſchränkung der Finanzverwaltung anzuvertauen. ““ 


30) Siehe Berghoff-Iſing, Das ſtaatliche Erbrecht 
ſchaftsſteuer, Seite 33. 

) Grundſätze der Steuerpolitik, Seite 508 ff. 

95 Siehe Wilhelm Roſcher, Grundlagen der Nationalökonomie, 15 Aufl., 

a. a. O. 

52) Das ſtaatliche Erbrecht und die Erbſchaftsſteuer, Seite 26 ff. 

5) Tarifpoſt 106, lit. B. f des Geſetzes vom 9 Februar 1850, 
R. G. Bl. Nr. 50. 

% Die Steuerfreiheit derartiger kleinen Erbſchaften von dem Umſtande 
abhängig zu machen, daß deren Erbe von der directen Staatsſteuer befreit ſei, 


und die Erb⸗ 


Unter dieſer Vorausſetzung könnte man Verlaſſenſchaften oder 
einzelne Erbsquoten und Vermächtuiſſe füglich bis zum Höchſtbetrage 
von 100 fl. ihres reinen Werthes, falls fie an arme, unverſorgte 
Kinder oder erwerbsunfähige Eltern und Ehegatten kommen ſollten, 
für ſteuerfrei erklären. 

Je entfernter die Verwandtſchaft zwiſchen Erblaſſer und Erben 
(Legatar) iſt, deſto mehr erhält die Erbſchaft den Charakter eines 
Glücksfalles, deſto höher muß alſo die Erbſchaftsſteuer ausgemeſſen 
werden, um mit jener, welche ſelbſt die nächſten Angehörigen desſelben 
trifft, im richtigen Verhältniſſe zu bleiben. Die Erbfälle find demgemäß 
nach den verſchiedenen Verwandtſchaftsgraden in Claſſen abzuſtufen, und 
zwar meines Erachtens am beſten in vier Erbſchaftsſteuerclaſſen, als 
welche ſich nach öſterreichiſchem Rechte folgende empfehlen: 

1. Ascendenten und Descendenten lehelich und unehelich); 

2. der überlebende Ehegatte, Geſchwiſter, Schwieger-, Wahl⸗ 
und Stiefkinder, dann Schwieger-, Wahl- und Stiefeltern; 

3. andere Verwandte des Erblaſſers bis zum vierten Grade lein— 
ſchließlich der Geſchwiſterkinder); 

4. alle übrigen Erben und Legatare. 

Nach dem Vorgange bedeutender Schriftſteller“«) haben wir uns 
für eine Progreſſion der Erbſchaftsſteuer uach der Größe der Erb- 
portionen ausgeſprochen; der richtige Ausdruck hiefür iſt eigentlich 
„Degreſſion“, weil man — was übrigens nur eine Conſequenz der 
Steuerfreiheit der kleinſten Erbſchaften iſt — mit Rückſicht auf die 
Geringfügigkeit gewiſſer Erbtheile (Legate) unter den Normalſteuerſatz 
zu gehen gezwungen iſt, um der Bedeutung der Erbichaftsfteuer (als 
einer die Mängel der übrigen Beſteuerung ausgleichende Abgabe) 
gerecht zu werden. 

Hiernach handelt es ſich erſteus um das Maximum und Minimum 
des Steuerpercentes in jeder Verwandtſchaftsclaſſe und zweitens um die 
Feſtſetzung jenes Werthbetrages des Erbtheiles oder Vermächtniſſes, von 
welchem an die volle Steuer (Normalſteuerſatz) eintreten ſoll. Mit Rück— 
ſicht auf die Sorge der Intaethaltung des Verlaſſenſchaftscapitals 
könnten wir höchſtens auf folgende Mapimalſteuerſätze einrathen: Für 
die erſte Claſſe 3, zweite Claſſe 6, dritte Claſſe 9 und vierte Claſſe 
12 Pereent. 

Auderſeits dürften dem Anſpruche des Staatsſchatzes auf Er 
giebigkeit der Erbſchaftsſteuer nachſtehende Minimalſteuerſätze genügen: 
Für die erſte Claſſe 1, zweite Claſſe 4, dritte Claſſe 7, vierte Claſſe 
10 Percent. Als Höchſtbetrag, von welchem au die volle Steuer (3, 6, 
9, beziehungsweiſe 12 Percent) einzuheben wäre, dürfte die Summe 
von 10.000 fl. als angemeſſen erachtet werden. Sodann wird es ein 
Leichtes fein, die Degreſſivſcala, welche ſich zwiſchen deu gegebenen 
Grenzen bewegen muß, für jede Verwandtſchaftsclaſſe herzuſtellen. 

Nehmen wir z. B. Progreſſionsſtufen von 500 fl. an, fo ergibt 
ſich unter obigen Vorausſetzungen folgende 


Tabelle der Erbſchaftsſteuer: 


— nn 


Steuerpercent in der 


Erbtheil oder Vermächtniß im Werthe von 


a ae 
Gulden öſterr. Wahr. 


Verwandtſchaftsclaſſe 


bis einſchließlich 500 RER 1 4 6 10 
über 500 bis ineluſive 1000 eil 4˙1 7˙1 101 
„ Ale 0 1500 ie le 
7 1500 „ 5 2000 328) 43 | 73 108 
„ oo " 5500 2 Ds ul 
va 5 6000 21 ll el ih 
„ 8000 „ 1 8500 2˙6 56 | 86 | ı16 
„ 8500 „ J 9000 27 ze 1er 
„ su 5 95000 2˙8 „„ 
„ 9500 „ m 10000. 2% eh! 89 | 119 

10000 . K 5 6 ey | 12 


| 
Wegen der zahlreichen Mittelglieder habe ich, um den geneigten 
Leſer nicht allzu ſehr zu ermüden, einige derſelben übergangen. Uebrigens 


wie Berghoff- King beautragt, mag vielleicht für diejenigen Staaten ange⸗ 
meſſen fein, in welcher die allgemeine Einkommenſtener eingeführt iſt, aber nicht 
für Oeſterreich, wo gar viele vermögliche Perſonen die Steuerfreiheit genießen. 

) Stehe A. Waguer, Allgemeine Steuerlehre, Seite 480, ſowie 
Schäffle, Grundſätze der Steuerpolitik, S. 508 ff. 


94 


Paragraphen 


ſind alle oben aufgeführten Zahlen blos beiſpielsweiſe angewendet 
worden und machen keineswegs Anſpruch auf ſtrenge Abwägung; fi 
können herabgeſetzt und erhöht werden, ohne gegen die ihnen zu Grunde 
liegenden Principien zu verſtoßen; ſie waren jedoch zur Klarſtellung 
der Sachlage unerläßlich und mögen deshalb dem Verfaſſer zu Gute 
gehalten werden. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Gewerbeinhaber (Gewerkſchaften, Fabriken u. dgl.) dürfen zur 
Deckung der Schulden, welche ihre Arbeiter bei dem auf eigene 
Rechnung arbeitenden Werksreſtaurateur contrahirt haben, keine 
Lohnabzüge machen, auch in dem Falle nicht, wo der betreffende 
Arbeiter felbſt dem Gewerbeiunhaber geſtattet haben ſollte, bis zur 
Tilgung der eingegangenen Schuld ihm regelmäßig beſtimmte Be: 
träge vom Lohne zurückzubehalten und ſodann an den Werks— 
reſtaurateur abzuführen. (Zum & 28 der Gewerbenovelle vom 
8. März 1885, N. G. Bl. Nr. 22.) 

Aehnlich wie bei vielen anderen Werken beſteht bei dem Werke 
der öſterreichiſch-alpinen Montangeſellſchaft zu A. bei R. eine Werks— 
reſtauration, in welcher die Arbeiter zu genau beſtimmten Preiſen 
Getränke und Speiſen beziehen können; der Betrieb dieſes Geſchäftes 
lag im Jahre 1885 und auch während des heurigen Jahres in den 
Händen eines Pächters, welcher der Gewerkſchaft zwar für Benützung 
der erforderlichen Räumlichkeiten in einem Hauſe des Werkes einen 
jährlichen Pachtzins zahlt, im Uebrigen aber das Gaſtgewerbe auf 
Grund einer ihm ſelbſt verliehenen Conceſſion ausübt. Um einerſeits dem 
Pächter eine Sicherung zu bieten, anderſeits den Arbeitern die Benützung 
des Credits bei dieſem Werksreſtaurateur zu erleichtern, hatte die 
Leitung des Werkes au jedem Lohntage den Arbeitern, welche den 
Credit des Reſtaurateurs in Anſpruch nahmen, zur Deckung der Forderung 
des Letzteren ſo viel vom Lohne abgezogen, als der Arbeiter abzuziehen 
ſelbſt im Vorhinein geſtattet hatte. Zu dieſem Behufe beſtand die Ein— 


richtung, daß der Arbeiter, welcher den Credit des Reſtaurateurs in 


Anspruch nehmen wollte, dieſem einen gedruckten Revers zu unterſchreiben 
hatte, mit welchem er ſich einverſtanden erklärte, daß ihm regelmäßige 
beſtimmte Lohuabzüge zur Begleichung feiner Schuld gemacht werden. 
Die betreffenden Rechnungen wurden nun von dem Reſtaurateur der 
Werksdirection präſentirt, die ihrerſeits die vereinbarten Lohnabzüge 
vornahm, um die Beträge dann au den Reſtaurateur abzuführen. 

Als in Folge einer Beſchwerde des Arbeiters R. dieſe Uebung 
zur Keuntniß der Bezirkshauptmannſchaft zu B. gekommen war, ſah 
ſich dieſe veraulaßt, mit Beſcheid vom 5. December 1885, 3. 21.938 
der Werksdireetion in A. dieſen Vorgang für die Zukunft zu unterjagen. 

Gegen dieſe Verfügung brachte nun die Generaldirection der 
öſterreichiſch-alpinen Montangeſellſchaft eine Vorſtellung ein, welche der 
k. k. Bezirkshauptmann, da er ſich nicht beſtimmt fand, ſelbſt von dem 


Verfügten zurückzutreten, der k. k. Statthalterei unterbreitete. 


Die nk k. Statthalterei zu 
der eingebrachten Vorftellung mit 


G. beſtätigte 
Erlaß vom 


unter Abweiſung 
29. Jänner 1886, 


3 1725, die von der Partei beanſtändete Verfügung des k. k. Bezirks⸗ 


hauptmannes aus dem Grunde, „weil gemäß des § 78, Alinea 1 des 
Geſetzes vom 8. März 1885, R. G. Bl. Nr. 22, die Arbeitslöhne in 
barem Gelde auszuzahlen ſind und weil gemäß Alinea 3 desſelben 
nur zwiſchen Arbeiter und Gewerbsinhaber die Verab— 
folgung von Lebensmitteln auf Rechnung des Lohnes zu einem die 
Beſchaffungskoſten nicht überſteigenden Preiſe vereinbart werden darf, 
der Werksreſtaurateur aber nicht Arbeitsgeber iſt und das Gaſtgewerbe 
nicht als Stellvertreter des Werkes, ſondern als ſelbſtſtäudiger Gewerbe— 
treibender behufs Erzielung eines Gewinnes auf eigene Rechnung 
betreibt.“ a I 


Geſetze und Verordnungen. 
1885. II. Semeſter. 
Neichsgeſetzblatt für die im Neichsrathe vertretenen Königreiche 
und Lander, 

XXXV. Stück. Ausgeg. am 8. Auguſt. — 107. Kundmachung der Mini⸗ 
ſterien der Finanzen und des Handels vom 13. Juli 1885, betreffend die Er- 
mächtigung des Nebenzollamtes I. Claſſe zu Riva zur zollfreien Behandlung von 
voraus⸗ oder nachgeſendeten Reiſeeffecteu. 108. Verordnung des Handels- 


miniſters im Einvernehmen mit dem Minifter des Innern und dem Miniſter 
für Cultus und Unterricht vom 30. Juli 1885, womit Punkt 10 des § 2, B der 
Miniſterialverordnung vom 27. Mai 1885 (R. G. Bl. Nr. 83), betreffend die 
Geſtattung der gewerblichen Arbeit an Sonntagen bei einzelnen Kategorien von 
Gewerben erläutert wird. — 109. Verordnung des Miniſters für Eultus und 
Unterricht vom 1. Auguſt 1885, womit einige Vorſchriften über die theoretiſchen 
Staatsprüfungen abgeändert werden. 

XXXVI. Stück. Ausgeg. am 22. Auguſt. — 110. Kundmachung der 
Miniſterien der Finanzen und des Handels vom 21. Juli 1885, betreffend die 
Errichtung einer Zollexpoſitur mit Hafen⸗ und Seeſanitätsdienſt zu Bado. — 
111. Verordnung der Miniſterien der Finanzen und des Handels vom 24. Juli 
1885, betreffend die Zollbehandlung von Bittermandelwaſſer. — 112. Verord⸗ 
nung der Miniſterien der Finanzen und des Handels vom 27. Juli 1885, 
betreffend die Errichtung einer Zollabfertigungsſtelle zu Böhmiſch⸗Weigsdorf. — 
113. Erlaß des Finanzminiſteriums vom 3. Auguſt 1885, betreffend die Er⸗ 
gänzung, beziehungsweise theilweiſe Abänderung der Beſchreibung und Verwen— 
dungsvorſchrift zum V. Prick ſchen Spiritusmeßapparat. — 114. Verordnung des 
Juſtizminiſteriums vom 8. Auguſt 1885, betreffend die Zuweiſung der Gemeinde 
Swiecany zu dem Sprengel des Bezirksgerichtes Jasko in Galizien. 115. Kund⸗ 
machung des Ackerbauminiſteriums vom 12. Auguſt 1885, betreffend den Bei⸗ 
tritt Serbiens zur internationalen Phylloxera-Eonvention vom 3. November 1881. 


XXXVII. Stück. Ausgeg. am 1. September. — 116 Verordnung der 
Miniſter des Handels und des Innern vom 20. Juli 1885, betreffend die Ein⸗ 
reihung des Betriebes von Informationsbureaux zum Zwecke der Auskunfts⸗ 
ertheilung über die Creditverhältniſſe von Firmen unter die coneeſſionirten 
Gewerbe. — 117. Verordnung des Finanzminiſteriums vom 8. Auguſt 1885, 
betreffend die Ergänzung der Beſtimmungen im Schlagworte: „Crinolinfedern“ 
des alphabetiſchen Waarenverzeichniſſes. — 118. Verordnung des Finanzmini⸗ 
ſteriums vom 13. Auguſt 1885, betreffend die Ermächtigung der Hauptzollamts⸗ 
expoſitur am Bahnhofe zu Lemberg zur Abfertigung von denaturirtem Olivenöl. 
— 119. Verordnung der Miniſterien des Handels und der Finanzen vom 
1. September 1885, betreffend die Conſtatirung von feuergefährlichen Schiffs- 
ladungen. 

XXXVIII. Stück. Ausgeg. am 8. September. 120. Kaiſerliches Patent 
vom 5. September 1885, betreffend die Einberufung des Reichsrathes. 
121. Kaiſerliche Verordnung vom 5. September 1885, betreffend die Leiſtung 
eines Staatsbeitrages zu dem Mehrerforderniſſe für die im 8 2 des Geſetzes 
vom 13. März 1883 (R. G. Bl. Nr. 31) bezeichneten Arbeiten am Etſch⸗ und 
Eiſackfluſſe. 

XXXIX. Stück. Ausgeg. am 10. September. — 122. Geſetz vom 6. Sep⸗ 
tember 1885, betreffend die Bedingungen für die zum Betriebe der Kaiſer 
Ferdinands⸗Nordbahn zu ertheilende neue Conceſſion und die Ausübung der 
hiernach dem Staate vorzubehaltenden Einlöſungsrechte. 

XL. Stück. Ausgeg. am 12. September. — 123. Conceffionsurfunde vom 
4. Auguſt 1885 für die Locomotiveiſenbahn von Böhmiſch⸗Kamnitz nach Stein⸗ 
ſchönau. — 124. Kundmachung der Miniſterien der Finanzen und des Handels 
vom 13. Auguſt 1885, betreffend die Errichtung einer Zollexpoſitur mit Hafen⸗ 
und Seeſanitätsdienſt zu Baskavoda in Dalmatien. — 125. Kundmachung des 
Miniſteriums für Landesvertheidigung und des Finanzminiſteriums vom 21. Auguſt 
1885, womit die nachträgliche Einreihung der Gemeinden Fiſchau, Schwarzau 
am Steinfelde, Thereſienfeld, Lanzenkirchen (Klein⸗Wolkersdorf), Katzelsdorf, 
Peiſching, Dunkelſtein und Weikersdorf am Steinfelde in Niederöſterreich in 
Claſſen des Militär⸗Zinstarifes (R. G. Bl. Nr. 140 ex 1881) verlautbart wird. 
— 126. Verordnung des Finanzminiſteriums vom 1. September 1885, betreffend 
die Geſtattung der Ausfuhr gebrannter geiſtiger Flüſſigkeiten in eiſernen Reſer⸗ 
voirs gegen Steuerrückvergütung, ſowie die zollfreie Wiedereinfuhr dieſer Reſer⸗ 
voirs in das öſterreichiſch⸗ungariſche Zollgebiet. — 127. Verordnung des Finanz⸗ 
miniſteriums vom 1. September 1885 zur Regelung des Verfahrens bei der 
auf dem Transporte eintretenden Umleerung des zur Einlagerung in eine 
Mineralölraffinerie unter dem Vorbehalte der ſteuerfreien Hinwegbringung be⸗ 
ſtimmten verzollten oder verſteuerten Mineralöles. 128. Kundmachung des 
Handelsminiſteriums vom 2. September 1885, betreffend die Zulaſſung zur 
Aichung und Stempelung von hölzernen mit Blech ausgekleideten Gefäßen zum 
Transporte der Milch (Milchkannen). — 129. Verordnung der Miniſterien der 
Juſtiz und der Finanzen vom 5. September 1885, betreffend die Benennung des 
Bezirksgerichtes, dann des Steuer⸗ und gerichtlichen Depoſitenamtes in Weißen⸗ 
bach, in Oberöſterreich. 130. Verordnung der Miniſterien des Innern, des 
Handels und der Finanzen vom 8. September 1885, betreffend das Verbot der 
Ein⸗ und Durchfuhr von Hadern, altem Tauwerke, für den Handel beſtimmten 
alten Kleidern, gebrauchter Leibwäſche und gebrauchtem Bettzeuge aus Gibraltar. 
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XLI. Stück. Ausgeg. am 15. September — 131. Verordnung des Handels⸗ 
miniſters vom 15. September 1885, betreffend die Abänderung einiger Beſtim⸗ 
mungen des mit Verordnung vom 10. Juni 1874 (R. G. Bl. Nr. 75) ein⸗ 
geführten Betriebsreglements für die Eiſenbahnen der im Reichsrathe vertretenen 
Königreiche und Länder, beziehungsweiſe der mit den Verordnungen vom 
15. September 1881 (R. G. Bl. Nr. 100) und vom 1. Juli 1884 (R. G. Bl. 
Nr. 106) zu demſelben hinausgegebenen Nachträge. — 132. Verordnung des 
Handelsminiſters vom 15. September 1885 wegen Abänderung einiger Beſtim⸗ 
mungen der Verordnung vom 1. Juli 1880 (R. G. Bl. Nr. 79), betreffend die 
Regelung des Transportes explodirbarer Artikel auf Eiſenbahnen. — 133. Ver ⸗ 
ordnung des Handelsminiſteriums vom 15. September 1885, betreffend die 
Behandlung der Fährboote in Bezug auf die Beförderung von Reiſenden 
zur See. 

XLII. Stück. Ausgeg. am 16. September. 134. Geſetz vom 27. Mai 
1885, betreffend Anordnungen gegen den gemeindefährlichen Gebrauch von 
Sprengſtoffen und die gemeingefährliche Gebarung mit denſelben. — 135. Ver⸗ 
orduung des Miniſteriums des Innern im Einvernehmen mit dem Handels- 
miniſterium und dem Juſtizminiſterium vom 4. Auguſt 1885, mit welcher auf 
Grund des Geſetzes vom 27. Mai 1885 R. G. Bl. Nr. 134) Anordnungen in 
Betreff der Sprengſtoffe erlaſſen werden. — 136. Geſetz vom 10. September 
1885, betreffend die Dauer und Anrechenbarkeit der Gerichtspraxis und die 
Disciplinarbehandlung der Rechtsprakticanten. 


XLIII. Stück. Ausgeg. am 25. September. — 137. Verordnung des 
Finanzminiſteriums vom 3. Auguſt 1885, betreffend die Ermächtigung des 
k. k. Hauptzollamtes zu Stein zum Anſageverfahren. — 138. Verordnung der 
Miniſterien des Innern, der Juſtiz, des Ackerbaues und des Handels vom 
16. September 1885, durch welche die in der Minifterialverordnung vom 
12. April 1880 (R. G. Bl. Nr. 36) enthaltenen Durchführungsbeſtimmungen 
zum 8 10 des Geſetzes vom 29. Februar 1880 (R. G. Bl. Nr. 35), betreffend 
die Tilgung anſteckender Thierkrankheiten, abgeändert werden. — 139. Verord⸗ 
nung des Juſtizminiſteriums vom 18. September 1885, betreffend die Errich— 
tung des Bezirksgerichtes Zabno in Galizien. — 140. Verordnung des Handels⸗ 
miniſteriums vom 25. September 1885, über die Führung des Schiffstagebuches 
am Bord der öſterreichiſchen Seehandelsſchiffe der weiten Fahrt und der großen 
Küſtenfahrt. 

XLIV. Stück. Ausgeg. am 29. September. 141. Conceſſionsurkunde 
vom 29. Auguſt 1885 für die Locomotiveiſenbahnen: Hatna —Kimpolung und 
Hliboka—Berhometh mit der Abzweigung Karapcziu—Czudin und Hadikfalva — 
Radautz 142. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 25. September 
1885, betreffend die Rückverlegung des k. k. Nebenzollamtes II. Claſſe Collaz⸗ 
Caprile von Caprile nach Collaz. 

XLV. Stück. Ausgeg. am 1. October. 143. Verordnung des Handels⸗ 
miniſters im Einvernehmen mit dem Miniſter des Innern und dem Minifter 
für Cultus und Unterricht vom 21. September 1885, womit die Miniſterial⸗ 
verordnung vom 27. Mai 1885 (R. G. Bl. Nr. 83), betreffend die Geſtattung 
der gewerblichen Arbeit an Sonntagen bei einzelnen Kategorien von Gewerben, 
ergänzt, beziehungsweiſe abgeändert wird. 

XLVI. Stück. Ausgeg. am 14. October. — 144. Verordnung der Mini⸗ 
ſterien der Finanzen und des Handels vom 13. September 1885, betreffend die 
Errichtung eines Zollamtes zu Hermsdorf und Aenderung in den Verzollungs⸗ 
befugniſſen des Zollamtes Kunersdorf. — 145. Verordnung des Finanzmini⸗ 
ſteriums vom 22. September 1885, betreffend die Ermächtigung des k. k. Neben⸗ 
zollamtes I in Eiſenſtein zur zollfreien Abfertigung vor- und nachgeſendeter 
Reiſeeffecten. — 146. Verordnung der Miniſterien der Finanzen und des Handels 
vom 24. September 1885, betreffend die Tara bei Verzollung von Kaffee roh 
in ſogenannten Patentfäſſern. — 147. Verordnung des Finanzminiſteriums vom 
25. September 1885, betreffend die Ermächtigung des Nebenzollamtes J Heiners⸗ 
dorf zur Abfertigung von Baumwollgarnen der T. Nr. 124 c des allgemeinen 
Zolltarifes vom 25. Mai 1882 in unbeſchränkter Menge. — 148. Verordnung 
des Juſtizminiſteriums vom 27. September 1885, womit der Betrag des von 
den Sträflingen in den Strafanſtalten zu leiſtenden täglichen Erſatzes an Straf⸗ 
vollſtreckungskoſten für die Jahre 1886, 1887 und 1888 beſtimmt wird. — 
149. Verordnung des Miniſters für Cultus und Unterricht und des Finanzmini— 
ſters vom 30. September 1885, womit einige Beſtimmungen der Durchführungs⸗ 
verordnung vom 2. Juli 1885 (R. G. Bl. Nr. 99) zum Geſetze vom 19. April 
1885 (R. G. Bl. Nr. 47), betreffend die proviſoriſche Aufbeſſerung der Dotation 
der katholiſchen Seelſorgegeiſtlichkeit, abgeändert werden. — 150. Kundmachung 
des Finanzminiſteriums vom 2. October 1885, betreffend die Ermächtigung der 
in Kraszna befindlichen Expoſitur des königlich ungarischen Nebenzollamtes I 
in Bodza zur unbeſchränkten Verzollung von Pottaſche (T. Nr. 321 a). 


XLVIT. Stück. Ausgeg. am 10. November. — 151. Verordnung der 
Miniſterien der Finanzen und des Handels vom 25. September 1885, betreffend 
Abänderungen in der Waarencontrole. 152. Conceſſionsurkunde vom 
10. October 1885 für die Locomotiveiſenbahn von Wels (Haiding) nach Aſchach 
an der Donau. — 153. Verordnung des Finanzminiſteriums vom 23. Deto- 
ber 1885, betreffend die Ermächtigung der Hafenexpoſitur mit Zolldienſt 
in Ika zum Streckenzugverfahren. — 154. Kundmachung des Finanzmini⸗ 
ſteriunts vom 28. October 1885, betreffend die Auflaſſung des königlich unga⸗ 
riſchen Nebenzollamtes II. Claſſe zu Jakova. — 155. Geſetz vom 5. November 
1885, betreffend die Forterhebung der Steuern und Abgaben, dann die Beſtreitung 
des Staatsaufwandes in der Zeit vom 1. Jänner bis Ende März 1886. — 
156. Verordnung des Handelsminiſteriums vom 10. November 1-85 über das 
Verhalten der öſterreichiſchen Seehandelsſchiffe gegenüber den k. k. Kriegsſchiffen. 

XLVIII. Stück. Ausgeg. am 17. November. — 157. Kaiſerliches Patent 
vom 14. November 1885, betreffend die Einberufung der Landtage von Böhmen, 
Dalmatien, Galizien und Lodomerien mit Krakau, Oeſterreich unter und ob der 
Enns, Salzburg, Steiermark, Kärnten, Krain, Bukowina, Mähren, Schlefien, 
Tirol, Vorarlberg, Iſtrien, Görz und Gradisca. 

XLIX. Stück. Ausgeg. am 18. November. — 158. Geſetz vom 8. Novem⸗ 
ber 1885, betreffend die Verlängerung der zeitweiligen Einſtellung der Wirt 
ſamkeit der Geſchwornengerichte für die Gerichtshofſprengel Wien, Korneuburg 
und Wiener⸗Neuſtadt. — 159. Geſetz vom 8. November 1885, betreffend die 
Verlängerung der Wirkſamkeit des Geſetzes vom 3. März 1868 über die Stem- 
pel⸗ und Gebührenfreiheit bei Arrondirung von Grundſtücken. — 160. Geſetz 
vom 8. November 1885 über die Verlängerung der Wirkſamkeit des Geſetzes 
vom 25. Mai 1883 (R. G. Bl. Nr. 81), betreffend die Gebührenerleichte⸗ 
rungen anläßlich der Convertirung von Eiſenbahnprioritäts-Obligationen. — 
161. Verordnung des Finanzminiſteriums vom 11. November 1885 wegen Ein- 
führung einer neuen Signette für den Zeitungsſtempel. — 162. Verordnung des 
Handelsntiniſteriums vom 16. November 1885, betreffend die Publicationsfriſt 
für Eiſenbahngütertarife. 

L. Stück. Ausgeg. am 1. December. — 163. Geſetz vom 1. November 
1885, womit die Aushebung der zur Erhaltung des ſtehenden Heeres (Kriegs- 
marine) und der Erſatzreſerve erforderlichen Recrutencontingente im Jahre 1886 
bewilligt wird. — 164. Geſetz vom 19. November 1885, betreffend die Juveſti⸗ 
tionen für das garantirte Netz der öſterreichiſchen Nordweſtbahn. 

LI. Stück. Ausgeg. am 10. December. — 165. Schifffahrtsvertrag vom 
9. April 1884 zwiſchen Oeſterreich⸗-Ungarn und Frankreich. — 166. Verordnung 
des Miniſteriums des Junern im Einvernehmen mit dem Handelsminiſterium 
vom 17. November 1885, womit den nur zum Handel mit gebrannten geiſtigen 
Getränken berechtigten Gewerbetreibenden verboten wird, in ihren den Kunden 
zugänglichen Geſchäftslocalitäten gebrannte geiſtige Getränke in unverſchloſſenen 
Gefäßen auf dem Lager zu halten. 

LU. Stück. Ausgeg. am 17. December. — 167. Verordnung des Mini⸗ 
ſteriums des Innern vom 28. November 1885, betreffend die Arzneitaxe für 
das Jahr 1886. 

LIII. Stück. Ausgeg. am 29. December. — 168. Kundmachung des 
Miniſteriums für Landesvertheidigung und des Finanzminiſteriums vom 
14. December 1885, womit der auf Grund des § 30 des Einquartirungsgeſetzes 
vom 11. Juni 1879 (R. G. Bl. Nr. 93) feſtgeſetzte, für die Zeit vom 1. Jänner 
1886 bis Ende des Jahres 1890 wirkſame Zinstarif und die Einreihung der 
Gemeinden in die zehn Claſſen dieſes Tarifes verlautbart werden. 

LIV. Stück. Ausgeg. am 29. December. 169. Kundmachung der 
Miniſterien der Finanzen und des Handels vom 3. December 1885, betreffend 
die Zollbehandlung von Maſchinen nicht beſonders benannten mit Gyps. — 
170. Verordnung des Miniſters für Cultus und Unterricht und des Finanz⸗ 
miniſters vom 8. December 1885, womit der Betrag der nach dem Geſetze vom 
19. April 1885 (R. G. Bl. Nr. 47) in den Einbekenntniſſen der Seelſorger zu 
paſſirenden Kanzleiauslagen für die Matrikenführung feſtgeſetzt wird. 
171. Kundmachung des Handelsminiſteriums vom 20. December 1885, womit 
nachträgliche Beſtimmungen zu den Vorſchriſten, betreffend die Aichung und 
Stempelung von metallenen Gefäßen zum Transporte der Milch (Milchkannen) 
(R. G. Bl. Nr. 107 ex 1879) veröffentlicht werden. 


Perſonalien. 
Seine Majeſtät haben den Oberbergrath Johann Lhoſtsky zum Sections⸗ 
rathe im Ackerbauminiſterium ernanut. 
Seine Majeſtät haben dem Miniſterialſecretär im Ackerbauminiſterium Dr. 
Johann Schulz von Strasznitzki tarfreig den Titel und Charakter eines 
Sectionsrathes verliehen. 
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Seine Majeltät haben dem Oberpoſtcommiſſär Franz Dosfocil in Wien 
den Titel und Charakter eines Poſtrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem penſionirten Finauz-Obercommiſſär Johann 
Paulik den Titel und Charakter eines Finanzrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem k. und k. Conſul Franz Stockinger in 
Bombay das Ritterkreuz des Franz-⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben den k. und k. Conſularagenten in Kiel Ferdinand 
Mohr zum Honorar-Viceconſul ad personam und den Handelsmann Eduard 
Clauſſenius zum Honorar-Viceconſul beim k. und k. Conſulate in Chicago ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Hauptcaſſier der Bergwerksproducten-Verſchleiß⸗ 
direction Joſeph Frauendorfer taxfrei den Titel eines kaiſerl. Rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne und Vorſtande des Präſidial⸗ 
bureau im k. k. Miniſterium für Cultus und Unterricht Leopold Grafen Auersperg 
den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Poſtrath Johann Markus zum Oberpoſtrathe 
in Prag ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Oberförſter Ernſt Zinner auläßlich deſſen 
Penſionirung den Titel und Charakter eines Forſtmeiſters verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrevidenten im Finanzminiſterium 
Valentin Bena anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines 
Rechnungsrathes taxſrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Kanzleiofficial im k. k. Miniſterium für Cultus 
und Unterricht Albert von Nagy den Titel und Charakter eines Hilfsämter- 


Directionsadjuncten verliehen. 


Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Statthaltereijeeretär Joſeph Ritter von Seifert zum Bezirkshauptmanne, dann 
die Bezirkscommiſſäre Alexander Nallini und Oskar Jarabek zu Statthalterei- 
ſecretären in Dalmatien ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiten des Miniſteriums des Innern hat den 
Oberingenieur Ignaz Schrey zum Baurathe und den Bauadjuncten Joſeph 
Daimer zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt in Kärnten ernannt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den Kanzleiofficial Joſeph 
Neidl zum Hilfsämter-Dirrcriousadjuncten im k. k. Miniſterium für Cultus 
und Unterricht ernannt. 

Der Leiter des Handelsminiſteriums hat den Poſtcontrolor Joſeph Zich 
von Roſeufeld zum Oberpoſtverwalter in Pilſen ernannt. 

Der Leiter des Handelsminiſteriums hat den Oberpoſtcontrolor Karl 
Hanſel zum Oberpoſtverwalter in Auſſig und den Poſtverwalter, Bezirkspoſt⸗ 
commiſſär Franz Heiſinger zum Oberpoſtverwalter in Leitmeritz ernannt. 

Der Leiter des Handelsminiſterimms hat den Poſtſeeretär Alphons Baron 
zum Oberpoſtverwalter in Lemberg ernannt. 

Der Ackerbaumiuiſter hat den Bau- und Maſchineninſpector Emil Langer 
in Pribram und den Oberbergverwalter Wilhelm Goebl im Ackerbauminiſterium 
zu Bergräthen, den Aufbereitungsingenieur Karl Reytt von Baumgarten in 
Pribram zum Aufbereitungsinſpector und den mit Titel und Charakter eines 
Directionsſecretärs bekleideten Directionsconcipiſten Friedrich Cerny in Pribram 
zum Directionsſecretär ernannt. 0 

Der Ackerbauminiſter hat den Hauptcaſſecontrolor der Bergwerksproducten— 
Verſchleißdirection Ludwig Schrank zum Vieedirector und Buchhalter dieſer 
Direction ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat die Forſtaſſiſtenten Alexander Pietſchka, Karl 
Offer, Joſeph Pöchmüller, Georg Strele und Theodor Seeger zu Forſt— 
inſpections⸗Adjuncten der politiſchen Verwaltung ernannt. 


Erledigungen. 
Bauadjuuctenſtelle im Staatsbaudienſte für Niederöſterreich, bis 20. Juni 
(Amtsbl. Nr. 113.) ö 
Bauadjunctenſtelle im Staatsbaudienſte für Mähren, bis Mitte Juni. 
(Amtsbl. Nr. 115.) 


Neuigkeit 
der Manz'schen k. k. Hof-Verlags- und Universitäts-Buchhandlung, 
Wien, I., Kohlmarkt 7. 


Soeben erschien in der 


Separat- Ausgabe der österr. Gesetze Nr. 35: 
Entscheidungen von Behörden 


und gutächtliche Aeusserungen über den 


Umfang von Gewerberechten. 
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Dieses als Supplement sämmtlicher Ausgaben der Vesterreichi- 
schen 6ewerbe-Ordnung erschienene Buch sei den P. T. Behörden, 
sowie den interessirenden Parteien zur Anschaffung bestens empfohlen. 

Dasselbe ist in allen Buchhandlungen vorräthig oder kann auch 
von obigem Verlage bestellt werden. 


— 


5 Hiezn für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 3 der Erkenutniſſe 1886. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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